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Netzentwicklungsplan Strom 

 

Betreff: Konsultation Netzentwicklungsplan Strom 2037 / 2045 (2023), 1. Entwurf 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich nutze hiermit mein Recht, eine Stellungnahme zum Netzentwicklungsplan Strom 2037 / 2045 abzugeben. 

Ich lehne den geplanten und bereits begonnenen überdimensionierten Stromtrassenbau quer durch 

Deutschland aus folgenden Gründen ab: 

Klar erkennbar im aktuell zu konsultierenden Netzentwicklungsplan ist der Einfluss der alten großen 

Energieerzeuger auf die Netzausbaupläne. Mit diesen Trassen soll die zentrale Erzeugung von 

fossiler Energie und der überregionale Transport möglichst lange „aufrecht“ erhalten bleiben. Im 

Einklang mit dem Gesetzgeber (EnWG, EEG, NABEG, PlanSiG etc.) soll die Energiewende, wo immer 

möglich, verzögert werden. „Alte“ Energie und große Netze sind zu Lasten der Verbraucher äußerst 

lukrativ für einige Wenige! 

Mit dem Ausbau der dezentralen erzeugten regenerativen Energien, der Beschleunigung des Ausbaus 

von Speichermöglichkeiten und dem Einsatz der nach der Abschaltung der Atomkraftwerke 

freiwerdenden Leitungsnetze ist die Versorgungssicherheit jeder Region in der Bundesrepublik 

Deutschland gewährleistet. 

Keine angemessene Beachtung im NEP finden ebenfalls die vielfach auch schon umgesetzten Pläne vieler 

Bundesländer zur regionalen Ausschöpfung ihrer Energiepotentiale. Die bisher erfolgten Anstrengungen 

vieler Regionen zur dezentralen Energiegewinnung werden zunichtegemacht. Die vom Lobbyismus stark 

beeinflusste Gesetzgebung bremst vieles aus. 

Die in der Öffentlichkeit dargestellte Notwendigkeit des Windstromtransports vom Norden in den 

Süden ist schon aus dem Grund nicht richtig, weil das erzeugte Volumen nicht einmal für den Bedarf 

im nördlichen Teil Deutschlands ausreicht. An windreichen Tagen gibt es dann  

z. B. keinen Bedarf im Süden. Wenn der Strom aus erneuerbaren Energien dort verbraucht oder 

gespeichert werden würde, wo er erzeugt wird, gäbe es keine Netzengpässe. Eine dezentrale 

Stromerzeugung macht lange Stromtrassen, die vorzugsweise dem innereuropäischen Stromhandel 

dienen, überflüssig. 

Das NOVA-Prinzip wird mit der derzeitigen Festlegung der Renditen durch die BNetzA  

ad absurdum geführt: Es kann nicht sein, dass beim Neubau von Leitungen eine höhere Rendite 

garantiert wird, als bei der Optimierung oder Verstärkung bestehender Leitungen. Wer würde da nicht 

möglichst viel Neubau vorziehen? 

Gesundheitliche Auswirkungen für die an der Trasse wohnenden Menschen und die massiven 

Eingriffe in die Natur und das Wohnumfeld der Betroffenen, die Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

und die Naturhaushalte, finden ebenfalls so gut wie keine Berücksichtigung im Netzentwicklungsplan. 

Das „Schutzgut Mensch“ existiert hier scheinbar überhaupt nicht. Dies zeigt auch die Tatsache, dass 

es keine verbindliche bundesweite Abstandsregelung zur Wohnbebauung gibt (wie z. B. bei 

Windkraftanlagen in Bayern). 

Die Entscheidungen, die bezüglich der Energiewende getroffen werden, sind 

Generationsentscheidungen. Das Netz der Zukunft muss flexibel sein. Es muss in der Lage sein, 

regional erzeugte Energien auch regional zu verteilen. Dazu braucht es auch Speichermöglichkeiten 

und Flexibilität. Das heißt, es geht um das Verteilnetz, in das auch über 90 Prozent der erneuerbar 

erzeugten Energien eingespeist werden. Der in diesem NEP geplante Netzausbau ist insgesamt 

überdimensioniert, weder wirtschaftlich vertretbar noch umweltverträglich und damit 

insgesamt nicht genehmigungsfähig.  

Mit freundlichen Grüßen 

Anne Christine B  

 




